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Vereinheitlichung der Zivil- und des Strafverfahren
Neues recht zum Kindes- und erwachsenenschutz

Kantonale Einführungsgesetzgebung
Das wichtigste zusammengefasst
__________________________________________________________________

 GOTOBUTTON 
     
1. Am 12. März 2000 haben Volk und Kantone einer Revision der Bundesverfassung zugestimmt, welche insbesondere dem Bund die Zuständigkeit zuspricht, in den Bereichen des Zivilverfahrens und des Strafverfahrens Gesetze zu erlassen. Die Schweizerische Zivilprozessordnung und die Schweizerische Strafprozessordnung werden die 26 kantonalen Gesetzgebungen dieser Bereiche ersetzen.

Die Vereinheitlichung der Verfahren auf eidgenössischer Ebene überlässt nach wie vor den Kantonen die Zuständigkeit, ihre Gerichtsbehörden zu organisieren. Diese kantonale Zuständigkeit ist aber nicht ganzheitlich. Die Bundesverfassung behält dem eidgenössischen Gesetzgeber das Recht vor, in die kantonale Gerichts​organisation einzugreifen. Die eidgenössischen Kammern haben diesen Vorbehalt ausgiebig benutzt, da ihrer Meinung nach die Vereinheitlichung der Verfahren ohne eine minimale Harmonisierung der Gerichts​organisationen nicht möglich ist.

Für das Wallis bedeutet dieser « Minimalstandard » eine grundlegende Reorganisierung der Strafbehörden, die Einführung einer kantonalen gerichtlichen Doppelinstanz in Zivilsachen und die Schaffung einer Behörde für den Kindes- und Erwachsenenschutz als Ersatz für die Vormundschaftsämter. Das Gesetz über die Gerichtsbehörden erfährt demzufolge wichtige Änderungen.
2.
Die Vereinheitlichung des Zivilverfahrens deckt alle Streitigkeiten aus dem Bundesrecht und dem kantonalen Recht und schliesst die Schiedsgerichtsbarkeit mit ein. Die Verweise auf das kantonale Recht sind selten. So ist die kantonale Einführungsgesetzgebung aufs Nötigste beschränkt; sie wird jedoch von zahlreichen formellen Änderungen des kantonalen Rechts und mehreren Aufhebungen begleitet.

Die Vereinheitlichung des Strafverfahrens dagegen betrifft die Straftaten des kantonalen Rechts nicht und sieht mehrere Vorbehalte zu Gunsten des kantonalen Rechts vor. Die kantonale Einführungsgesetzgebung ist ausführlicher; sie bestimmt insbesondere das anwendbare Verfahren bei Straftaten des kantonalen und kommunalen Rechts.
3. Das Vormundschaftsrecht wurde seit dem 10. Dezember 1907 nicht mehr abgeändert, mit Ausnahme des fürsorgerischen Freiheitsentzuges (Bundesgesetz vom 6. Oktober 1978). Die Neuheiten des neuen Gesetzes zum Kindes- und Erwachsenenschutz richten sich im breiten Sinne nach der sozialen Entwicklung, welche im Laufe des XX. Jahrhunderts stattgefunden hat: die eigenen vorsorglichen Massnahmen bei Verlust der Urteilsfähigkeit; Massnahmen von Gesetzes wegen (ohne Einschreiten einer Behörde) für handlungsunfähige Personen; Reglementierung für die Unterbringung in einer Pflegeeinrichtung; medizinische Zwangsbehandlung im Falle psychischer Störungen; Verstärkung des Persönlichkeitsschutzes.

Unter Berücksichtigung der sozialen, medizinischen, psychologischen, pädagogischen und finanziellen Komponenten des neuen Rechts, zeigte sich der Gesetzgeber „dirigistisch“, indem er gezielt die Organisation der ausführenden Behörden orientiert: die Entscheidungsbehörde muss eine interdisziplinäre Behörde sein; der Beistand muss über seinem Auftrag entsprechende Fähigkeiten und Kenntnisse verfügen. Mit anderen Worten, das Milizsystem und die Ehrenamtlichkeit sind nicht ausreichend für die Umsetzung des neuen Rechts.

Gemäss dem Vorentwurf ist die interdisziplinäre Behörde eine kantonale Behörde, welcher aufgrund ihrer direkten und dauerhaften Beziehungen mit dem Richter für eherechtliche Sachen ein Bezirksrichter vorsteht (kantonale Gerichtsbehörde). Die Gemeinde wird von der Verantwortung für die Vormundschaftsbehörde entlastet, muss aber selber oder mittels interkommunaler Zusammenarbeit ein Beistandsdienst erstellen, welcher subsidiär jedes Mal interveniert, wenn der Beistand nicht einem Einzelnen oder der kantonalen Dienststelle für die Jugend anvertraut werden kann.
4.
Die Vereinheitlichung der Zivil- und Strafprozessordnung hat zudem direkte Auswirkungen auf zwei andere kantonale Gesetze über den „gerichtlichen Haushalt“.

Die eidgenössische Reglementierung des gerichtlichen Rechtsbeistandes in Zivil- und Strafsachen verlangt nach einer Anpassung des Walliser Gesetzes über den gerichtlichen und administrativen Rechtsbeistand. Um eine einheitliche Handhabung in diesem Bereich zu gewährleisten, werden in administrativen Fällen analog die Grundsätze des eidgenössischen Rechts angewandt.

Von dem Moment an, wo die Zivil- und die Strafprozessordnung die Kosten und Entschädigungen regelt, muss das kantonale Gesetz betreffend den Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Gerichts- oder Verwaltungsbehörden abgeändert werden. Ausserdem müssen noch weitere Korrekturen durchgeführt werden, da sich der Tarif auf kantonale Verfahren bezieht, welche vom Bundesrecht aufgehoben und ersetzt wurden.
Sitten, Dezember 2007

Jean-René Fournier, Staatsrat
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